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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Jahresgutachten 1966 des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 


1. Mit seinem Jahresgutachten 1966 hat der Sachverständi- 
genrat wieder eine umfassende und sorgfältige Analyse der 
wirtschaftlichen Entwicklung vorgelegt. Er hat die tatsäch- 
lichen und möglichen Fehlentwicklungen aufgezeigt und 
Wege gewiesen, wie diese vermieden werden können. Die 
Bundesregierung dankt dem Sachverständigenrat für die- 
sen wichtigen Beitrag zur Formulierung der Wirtschafts- 
politik. Sie wertet das Gutachten als eine willkommene 
Entscheidungshilfe für den Staat, die Wirtschaft und die 
Tarifparteien. 

In dieser Stellungnahme kann nicht auf Einzelheiten des 
sehr umfangreichen und auch im Detail interessanten Gut- 
achtens eingegangen werden. Dies wird im Rahmen des 
beabsichtigten intensiven Meinungsaustausches mit dem 
Sachverständigenrat geschehen können. 

I. 

2. Dem Urteil des Sachverständigenrates über die Wirtschafts- 
entwicklung im Jahre 1966 ist weitgehend zuzustimmen. 
Vor allem ist die Feststellung zu unterstreichen, daß — so 
unvermeidbar aus vielerlei Gründen die Restriktionspolitik 
der Bundesbank im überwiegenden Teil der rückliegenden 
Konjunkturphase für die Wiedergewinnung einer befriedi- 
genden Preisentwicklung war — mit einer Abschwächung 
der Konjunktur ein gesamtwirtschaftlicher Rückschlag 
droht und damit das wirtschaftliche Wachstum gefährdet 
wird. Vor allem die Entwicklung der Investitionen und die 
Investitionsneigung der Unternehmer sind in ein kritisches 
Stadium getreten. Dem Sachverständigenrat wird zuge- 
stimmt, wenn er auf die Notwendigkeit einer ausreichen- 
den Investitionsquote und einer entsprechenden privaten 
Ersparnisbildung hinweist, damit die Möglichkeiten des 
technischen Fortschritts optimal genutzt werden, zumal die 
Bundesrepublik auf einigen Gebieten in Rückstand geraten 
ist. Die Bedeutung der Investitionen wird auch unter dem 
Gesichtspunkt gesehen, daß ein gleichgewichtiges Wirt- 
schafswachstum nicht nur durch Steuerung der Nachfrage, 
sondern auch durch Produktivitätsförderung erreicht wer- 
den muß. 

3. Es wird die Auffassung des Sachverständigenrates geteilt, 
daß die öffentlichen Haushalte insbesondere auf Grund von 
Änderungen der ursprünglichen Pläne im Durchschnitt des 
Jahres 1966 zwar nicht expansiv gewirkt haben, ihre Aus- 
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gabenstruktur aber nicht genügend den veränderten kon- 
junktur- und wachstumspolitischen Notwendigkeiten ange- 
paßt worden ist. Mehraufwendungen für Investitionen zu 
Lasten der konsumtiven Ausgaben hätten der konjunktu- 
rellen Kräftekonstellation — insbesondere angesichts rück- 
läufiger Kapazitätsausnutzungen im Bereich der Investi- 
tionsgüterproduktion — entsprochen. Gerade die voraus- 
sichtliche Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1967 verlangt, 
daß auf die Investitionsausgaben ein größeres Gewicht ge- 
legt wird. 

Der Sachverständigenrat weist mit Recht- darauf hin, daß 
an dieser Fehlentwicklung der Ausgabenstruktur wesent- 
lich der hohe Anteil der sogenannten rechtlich fixierten 
Ausgabepositionen schuld ist. Damit hängt zusammen, daß 
notwendige Ausgabenkürzungen meist zu Lasten der Inve- 
stitionen gingen. Die Bundesregierung wird bereits im lau- 
fenden Jahr versuchen, eine konjunktur- und wachstums- 
gerechtere Entwicklung der Ausgabenstruktur einzuleiten. 
Längerfristig kann dies nur im Rahmen einer vorausschau- 
enden Finanzplanung gewährleistet werden. In ihrer Regie- 
rungserklärung hat die Bundesregierung betont, daß sie 
über die kurzfristige Sanierung des Bundeshaushalts hin- 
aus unverzüglich eine mittelfristige Finanzplanung in An- 
griff nehmen werde. Nur auf diese Weise ist es möglich, 
die öffentlichen Finanzen im Hinblick auf ihre Wechsel- 
beziehung zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zu ord- 
nen, also die Prioritäten bei den öffentlichen Ausgaben 
richtig zu setzen, dabei den steigenden Bedarf an Infra- 
struktur-Investitionen ausreichend zu decken und gleich- 
zeitig die Voraussetzungen für eine antizyklische Haus- 
haltspolitik zu verbessern. 

4. übereinstimmend mit dem Sachverständigenrat bestätigt 
die Bundesregierung die Notwendigkeit einer aktiven sek- 
toralen und regionalen Strukturpolitik, die nicht konservie- 
rend ist, sondern dem wirtschaftlichen Fortschritt dient. 
Ziel der strukturpolitischen Maßnahmen muß die Verbes- 
serung der Produktivität und der Fähigkeit aller Produk- 
tionsfaktoren sein, sich den wandelnden Verhältnissen an- 
zupassen. Dabei müssen soziale Härten vermieden werden. 
Neben dem Abbau von Mobilitätshemmnissen im wirt- 
schaftlich relevanten Recht, der Gewährung von Anpas- 
sungshilfen für Kapital und Arbeit und der Schaffung opti- 
maler Bedingungen für eine ausgewogene regionale Wirt- 
schaftsstruktur kommt der Förderung der beruflichen und 
regionalen Mobilität der Arbeitskräfte besondere Bedeu- 
tung zu. Dafür ist eine Modernisierung der Berufsausbil- 
dung und ihre Anpassung an die veränderten wirtschaft- 
lichen und technischen Bedingungen erforderlich. Die Be- 
weglichkeit und Anpassungsfähigkeit der Berufstätigen 
wird durch besondere gesetzgeberische Maßnahmen geför- 
dert werden. Diese werden neben dem Ausbau der Fort- 
bildungs- und Umschulungsmöglichkeiten auch die finan- 
ziellen Hilfen bei der Umschulung für einen neuen Arbeits- 
platz oder Beruf vorsehen. Zusammen mit den globalen 
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Mitteln der Konjunktursteuerung kann damit auch in einer 
sich ständig wandelnden Wirtschaft und Gesellschaft die 
Vollbeschäftigung gesichert und den betroffenen Arbeit- 
nehmern zugleich die Chance geboten werden, in einen 
neuen Beruf mit Aussicht auf höheren Verdienst überzu- 
wechseln. 

Ausgehend von seiner Analyse der konjunkturellen Lage 
im Herbst 1966 hat der Sachverständigenrat auf Grund ver- 
schiedener Annahmen die voraussichtliche Wirtschaftsent- 
wicklung im Jahre 1967 geschätzt. Die nach Fertigstellung 
des Gutachtens zutage getretene Entwicklung läßt die 
Schätzung des Sachverständigenrates für 1966 und die Pro- 
gnose für 1967 als noch zu günstig erscheinen, da sich der 
Rückgang der Investitionsneigung seitdem beschleunigte 
und gegen Ende des Jahres 1966 die tatsächliche Investi- 
tionstätigkeit erheblich abschwächte. 

Im Jahre 1966 dürfte das Wachstum der inländischen Nach- 
frage, insbesondere wegen der schwächeren Investitions- 
tätigkeit, noch erheblich niedriger gewesen sein, als zu- 
nächst angenommen werden mußte. Obwohl der Außen- 
beitrag um einiges höher ausgefallen ist, wird 1966 die vom 
Sachverständigenrat geschätzte nominale Steigerung des 
Sozialprodukts von 6V2 % für den Jahresdurchschnitt wohl 
nicht ganz erzielt worden sein. Die reale Zuwachsrate wird 
dagegen niedriger — vermutlich zwischen 2V2 Vo und 3 ^/o 
— ausgefallen sein. Für die Preiskomponente des Sozial- 
produkts bedeutet dies im Jahresvergleich zwischen 1966 
und 1965 einen Anstieg um rd. 3V2 Vo. Der Sachverständi- 
genrat weist mit Recht darauf hin (Ziff, 197), daß im Jahre 
1966 das Tempo der schleichenden Inflation trotz der deut- 
lichen Abschwächung der konjunkturellen Auftriebskräfte 
sich noch einmal beschleunigt hat und die Preise in keinem 
Jahr seit der Korea-Krise stärker gestiegen sind. 

Hinter diesen Jahreszuwachsraten verbirgt sich jedoch eine 
vom Vorjahr deutlich abweichende Entwicklung innerhalb 
des Jahres 1966, Sie war insbesondere dadurch gekenn- 
zeichnet, daß bei fortschreitender Abschwächung der Nach- 
frageexpansion der allgemeine Preisauftrieb stark nachge- 
lassen hat. Die Erzeugerpreise industrieller Produkte setz- 
ten ihre Aufwärtsbewegung ab Mai 1966 nicht mehr fort 
und gerieten anschließend, namentlich auf den Investitions- 
gütermärkten — neuerdings aber auch im Verbrauchsgüter- 
bereich — unter Druck. Ihr Index war im November wieder 
auf den Stand vom Februar zurückgekehrt. Der viele Jahre 
hindurch besonders kräftige Anstieg der Baupreise hörte 
im Verlauf des Jahres 1966 ebenfalls auf. Begünstigt durch 
mehrere Monate lang rückläufige Nahrungsmittelpreise — - 
neben höheren Ernteerträgen spielte dabei die langsamere 
Ausweitung der Konsumentennachfrage eine nicht zu un- 
terschätzende Rolle — zeigten schließlich die Verbraucher- 
preise eine Tendenz zur Stabilisierung. Der Preisindex für 
die Lebenshaltung lag allerdings im Dezember 1966 um 
2,6 Vo höher als im Dezember 1965. Dies ist damit zu erklä- 
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ren, daß trotz der fühlbaren Konjunkturabschwächung die 
Ursachen der bis zum Frühjahr 1966 zu verzeichnenden 
starken Preis- und Kostenerhöhungen noch nachwirken. 

11 . 

6. Für das erste Halbjahr 1967 ist wegen der jüngsten, dem 
Sachverständigenrat bei Abfassung des Gutachtens noch 
nicht bekannten Daten zu erwarten, daß sich die Wirt- 
schaftstätigkeit erheblich mehr abschwächen wird als er es 
vermutet, selbst bei der von ihm unterstellten Lockerung 
der Kreditpolitik. Statt Vo muß nach den derzeitigen 
Tendenzen eine niedrigere Zuwachsrate des Sozialprodukts 
in Rechnung gestellt werden. Die für das zweite Halbjahr 
geschätzte Zuwachsrate von 2’/L> Vo dürfte unter den vom 
Sachverständigenrat gewählten Annahmen möglich sein 
und erst das volle Wirksamwerden der vom Bundeskanz- 
ler in seiner Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 
dargelegten wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen 
würde eine Steigerung der realen Zuwachsrate über diese 
Ziffer hinaus ermöglichen. 

Ein zu günstiges Bild für das zweite Halbjahr 1967 zeichnet 
jedoch die Alternativprojektion I, also diejenige Alterna- 
tive, die u. a. ein weiteres Festhalten an der Restriktions- 
politik unterstellt. Unter dieser Bedingung wäre mit einem 
unverminderten Fortgang der wirtschaftlichen Abschwä- 
chung über die Jahresmitte hinaus zu rechnen; es wäre dann 
keinesfalls noch ein realer Sozialproduktszuwachs von 2 Vo 
wahrscheinlich, sondern allenfalls eine Stagnation, wenn 
nicht gar ein Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tion. Für dieses Urteil spricht insbesondere die Tatsache, 
daß die letzten Monate des Jahres 1966 durch eine Häu- 
fung negativer Planrevisionen in den Investitionsprogram- 
men der Industrie gekennzeichnet waren. 

7. Aus der Beurteilung der gegenwärtigen und absehbaren 
Entwicklung zieht die Bundesregierung folgende wirt- 
schaftspolitische Konsequenzen: 

Sie wird alles tun, um die wirtschaftspolitischen Ziele: Sta- 
bilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und 
außenwirtschaftliches Gleichgewicht bei stetigem und an- 
gemessenem Wachstum soweit wie möglich gleichzeitig zu 
gewährleisten. Es gibt keinen Grund, auch nur eines dieser 
Ziele zu vernachlässigen. Dies bedeutet aber andererseits, 
daß sich die wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf diejeni- 
Ziele konzentrieren müssen, die jeweils am meisten ge- 
fährdet sind, ohne die anderen zu vernachlässigen. Die 
Bundesregierung hält heute das optimale Wachstum für 
mehr gefährdet als die übrigen Ziele. Die jüngsten kon- 
junkturellen Entwicklungstendenzen bergen zugleich eine 
Gefahr für die Vollbeschäftigung in sich. 

Deshalb kann eine Politik der „Stabilisierung um jeden 
Preis" — wie der Sachverständigenrat eine der Alternati- 
ven bezeichnet — nicht zur Diskussion stehen. Sie würde 
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den Weg in den gesamtwirtschaftlichen Rückschlag bedeu- 
ten, noch dazu ohne Sicherheit, daß das Preisniveau stabil 
bliebe; denn bei rückläufiger Investitionstätigkeit und ver- 
ringerter Kapazitätsausnutzung wird gleichzeitig die ge- 
samtwirtschaftliche Produktivität beeinträchtigt, so daß 
selbst bei gemäßigter Lohnentwicklung der Kostendruck 
zunähme. 

Ebenso eindeutig lehnt die Bundesregierung eine „unge- 
zügelte Expansion" ab, wie der Sachverständigenrat es 
ausdrückt. Eine solche Politik würde sehr schnell die Gefahr 
eines neuen Ungleichgewichts heraufbeschwören, bei der 
— was im Gutachten mit Recht betont wird — nach einer 
gewissen Zeit eine um so höhere preis-, lohn- und zah- 
lungsbilanzpolitische Rechnung zu begleichen wäre. Die 
Bundesregierung unterstreicht die Feststellung des Sach- 
verständigenrates, daß „die landläufigen Vorstellungen 
über die Ursachen der Inflation versagen, wenn sich die 
Gesellschaft daran gewöhnt hat, daß das Preisniveau um 
3 ®/o im Jahre steigt" (Ziff. 203). Die Bundesregierung wird 
mit ihrer Wirtschaftspolitik nicht nur einer etwaigen Ge- 
wöhnung an Inflation, sondern auch deren Ursachen ent- 
gegenwirken. 

Die Bundesregierung wird daher mit geeigneten wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen eine Entwicklung einleiten, 
die der Sachverständigenrat mit „kontrollierter Expansion" 
umschrieben hat. Das bedeutet eine expansive, aber zu- 
gleich stabilitätsorientierte Wirtschaftspolitik, die zu einem 
wirtschaftlichen Aufschwung ohne spätere Uberhitzungs- 
erscheinungen, also einem „Aufschwung nach Maß", führt. 

Die Entscheidung für eine solche Politik wird dadurch er- 
leichtert, daß der Sachverständigenrat in seinem diesjäh- 
rigen Gutachten anhand von Alternativprojektionen „Fehl- 
entwicklungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung 
oder Beseitigung" (§ 2 Sachverständigenratsgesetz) aufge- 
zeigt hat. 

8. Wie in der Regierungserklärung angekündigt worden ist, 
wird die Bundesregierung folgende Maßnahmen unterstüt- 
zen oder ergreifen: 

a) Lockerung der Kreditrestriktionen. Die Bundesregie- 
rung begrüßt daher die Entscheidung des Zentralbank- 
rates vom 5. Januar 1967, mit der der Diskontsatz von 
5 ®/o auf 4 V 2 Vo gesenkt wurde. 

Sie erblickt in dieser Diskontsenkung einen Schritt in 
vernünftiger Richtung. Die Bundesregierung hofft mit 
der Bundesbank, daß diese Maßnahme einer weiteren 
Abschwächung der Wirtschaftstätigkeit entgegenwirkt. 
Sie wird alles dazu tun, damit sich diese Hoffnungen 
erfüllen. 

Die Bundesregierung wird auf jeden Fall ihre Anstren- 
gungen fortsetzen, damit das Vertrauen der in der Wirt- 
schaft verantwortlichen Kräfte auf eine baldige kon- 
junkturelle Besserung gestärkt wird. 
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b) Sie hat den Deutschen Bundestag gebeten, den Gesetz- 
entwurf zur Abschaffung der Kuponsteuer bald zu be- 
raten. Dabei sollte der enge Zusammenhang mit Zeit- 
punkt und Ausmaß der kreditpolitischen Entscheidun- 
gen der Deutschen Bundesbank berücksichtigt werden. 

c) Sie wird, wenn es erforderlich ist, durch gezielte öffent- 
liche Ausgaben die Investitionstätigkeit in unserer 
Volkswirtschaft beleben. In diesem Fall sollen für den 
Straßenbau, für die Modernisierung von Bundesbahn 
und Bundespost und für andere vordringliche Investi- 
tionsbereiche im Rahmen eines Eventualhaushalts oder 
— sobald der Entwurf des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft verab- 
schiedet ist — auf Grund des § 3 des Gesetzes zusätz- 
liche Ausgaben bis zu 2,5 Mrd. DM geleistet werden. 

d) Sie wird die weiteren parlamentarischen Beratungen 
des Entwurfs des Gesetzes zur Förderung der Stabili- 
tät und des Wachstums der Wirtschaft von ihrer Seite 
fördern und eine rasche Verabschiedung unterstützen. 
Dabei wird sie die konstruktiven Überlegungen des 
Sachverständigenrates für den Ausbau dieses Gesetz- 
entwurfs (Ziff. 249 ff.) berücksichtigen. 

9. Nachdrücklich bekräftigt die Bundseregierung ihre Über- 
einstimmung mit dem Sachverständigenrat, daß eine Poli- 
tik der kontrollierten Expansion, die Wachstum mit Stabi- 
lität verbindet, nur möglich ist, wenn sie „lohnpolitisch ab- 
gesichert'' wird. Dazu ist ein enges Zusammenwirken zwi- 
schen den für die Wirtschaftspolitik verantwortlichen In- 
stanzen des Staates und den Tarifvertragsparteien im Rah- 
men einer „konzertierten Aktion" nötig. Die Bundesregie- 
rung wird deshalb ihren Beitrag zu einer solchen Aktion 
leisten; sie hofft auf die bereits früher erklärte Bereitschaft 
der Gewerkschaften und der Unternehmerverbände zur 
Mitarbeit. Sie ist daher dankbar für die Erklärung der Vor- 
sitzenden des DGB und verschiedener Industrie-Gewerk- 
schaften gegenüber dem Bundeswirtschaftsminister vom 
22. Dezember 1966, daß sie unter bestimmten Bedingungen 
zur Teilnahme an einer konzertierten Aktion bereit seien. 
Ebenso begrüßt die Bundesregierung die Zustimmung zu 
einer konzertierten Aktion, die am 28. Dezember 1966 von 
dem Vorsitzenden der Deutschen Angestellten-Gewerk- 
schaft, am 12. Januar 1967 vom Präsidium und Vorstand 
des Bundesverbandes der deutschen Industrie und am 
17. Januar 1967 vom Präsidium der Bundesvereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände gegeben worden ist. Die 
Bundesregierung respektiert und verteidigt die Tarifauto- 
nomie. Sie wird in Zusammenarbeit mit dem Sachverstän- 
digenrat und auf der Grundlage seines Gutachtens alle 
Informationen zur Verfügung stellen, damit sich die Teil- 
nehmer an der konzertierten Aktion über bestimmte Orien- 
tierungsdaten verständigen können. 

10. Die Bundesregierung versichert, daß si^ mit einer solchen 
konzertierten Aktion keine einseitig auf Beschränkung der 
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Arbeitnehmereinkommen gerichtete Politik betreiben will. 
Vielmehr liegt ihr daran, gemeinsam mit den Tarifver- 
tragsparteien das Maß an Nominallohnerhöhungen zu fin- 
den, das in dem vor uns liegenden Konjunkturabschnitt 
bei möglichst hoher Beschäftigung die beste Entwicklung 
der Realeinkommen verspricht. In diesem sozialen Dialog 
wird selbstverständlich nicht allein über die Lohnpolitik 
gesprochen werden, sondern über alle anderen wichtigen 
Fragen, die den Beschäftigungsstand, die Investitions- und 
Preispolitik der Unternehmungen, die Wettbewerbspolitik, 
die administrativ veranlaßten Preisänderungen, das außen- 
wirtschaftliche Gleichgewicht und die Einkommens- und 
Vermögensverteilung auf kurze und längere Sicht be- 
treffen. 

In Übereinstimmung mit dem Sachverständigenrat erwartet 
die Bundesregierung von den Unternehmern ein markt- 
und konjunkturgerechtes Verhalten. Sie müssen in der 
kommenden Konjunkturphase vor allem die Chancen der 
Mengenkonjunktur wahrnehmen, indem sie soweit wie 
möglich durch Preissenkungen und dadurch zu erwartende 
Nachfrageerhöhungen die Kapazitätsausnutzung wieder 
verbessern. 

11. Mit einem besonders ernsten Problem, das sowohl für die 
künftigen Entscheidungen der Bundesregierung als auch 
für ein späteres Stadium der konzertierten Aktion von Be- 
deutung werden kann, konfrontiert der Sachverständigen- 
rat die Öffentlichkeit durch seine Aussagen zur außenwirt- 
schaftlichen Absicherung. Er vertritt die Auffassung, daß 
sich inflationäre Erscheinungen im Ausland durch den 
„direkten internationalen Preiszusammenhang" gleichsam 
automatisch und unabhängig von der jeweiligen Zahlungs- 
bilanzsituation auf die Wirtschaft der Bundesrepublik 
übertragen. Die Erfahrungen und Beobachtungen zeigen, 
daß in der Tat solche direkten Einflüsse auf das innere 
Preisniveau von außen wirksam werden können. Aller- 
dings mußte sich die Wirtschaftspolitik in den letzten Jah- 
ren immer wieder gerade auch mit den Fragen des Infla- 
tionsimports durch Liquiditätszuflüsse auseinandersetzen. 
Sie wird ihre Reaktionen und Entscheidungen stets an dem 
konkreten Erscheinungsbild dieser außenwirtschaftlichen 
Einflüsse, sei es durch den „Preiseffekt", den „Einkom- 
menseffekt" oder den „Liquiditätseffekt" verursacht, orien- 
tieren müssen. 

12. Es ist dem Sachverständigenrat daher voll zuzustimmen, 
daß sich Preisniveausteigerungen in der Bundesrepublik 
trotz aller eigenen Anstrengungen um Stabilität länger- 
fristig nur insoweit vermeiden lassen, wie das Preisniveau 
auch in unseren wichtigsten Partnerländern stabilisiert 
oder aber das eigene Preisniveau aus dem internationalen 
Zusammenhang gelöst wird. Es ist zu begrüßen, daß der 
Sachverständigenrat dafür alternative Vorschläge gemacht 
hat. Wie schon in den Stellungnahmen zu den früheren 
Jahresgutachten gesagt, sucht die Bundesregierung das 
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außenwirtschaftliche Problem in erster Linie durch eine auf 
Stabilität gerichtete internationale Koordinierung zu lösen. 
Sie wird daher ihre Bemühungen in Richtung auf einen 
„gehärteten Devisenstandard", den auch der Sachverstän- 
digenrat letztlich als das erstrebenswerte System ansieht, 
verstärken. 

Die Zweifel des Sachverständigenrates, ob eine wesentliche 
Annäherung an dieses Ziel in den nächsten Jahren erreicht 
werden kann, sind nicht ganz unberechtigt. Man darf an- 
dererseits aber nicht verkennen, daß in vielen Ländern der 
westlichen Welt, und gerade auch in den für uns wichtigen 
Partnerstaaten, die Bemühungen um Preisstabilität an 
Boden gewonnen haben. Die in Richtung auf dieses Ziel von 
vielen Ländern getroffenen Maßnahmen sind ein Beweis 
dafür. 

13. Zu den Überlegungen des Sachverständigenrates zur wech- 
selkurspolitischen Absicherung (mittelfristig garantierter 
Paritätsanstieg, Bandbreitenerweiterung mit begrenzter 
Paritätsanpassung nach oben) ist darauf hinzuweisen, daß 
ein autonomes Abgehen von dem bestehenden Wechsel- 
kurssystem uns in Widerspruch zu internationalen Ver- 
trägen in ihrer gegenwärtigen Fassung setzte und ein sol- 
cher Schritt Rückwirkungen auf die internationale Zusam- 
menarbeit haben müßte. 

Die Bundesregierung anerkennt die großen Exportleistun- 
gen der deutschen Wirtschaft. 

Im übrigen schätzt die Bundesregierung auch die Risiken 
für die Binnenwirtschaft (möglicherweise unterschätzte 
deflatorische Wirkungen), die mit dem neuartigen Wech- 
selkurssystem verbunden sein könnten und auf die der 
Sachverständigenrat selbst hinweist, nicht gering ein. 

Die Bundesregierung wird daher die Überlegungen des 
Sachverständigenrates zur Wechselkurspolitik eingehend 
prüfen und die Frage, wie sich ein einzelnes Land ohne 
Verzicht auf die Konvertibilität in einer weniger stabili- 
tätsorientierten Umwelt schützen kann, mit großem Ernst 
und Nachdruck in den internationalen Gremien zur Dis- 
kussion stellen. Die Bundesregierung ist mit dem Sachver- 
ständigenrat der Ansicht, daß es wünschenwert wäre, wenn 
sich wirtschaftspolitisch gleichorientierte Länder zu einer 
Stabilitätsgemeinschaft, z. B. zu einem europäischen Hart- 
währungsblock, zusammenfänden. 

14. Für das Jahr 1967 kann eine den Vorschlägen des Sachver- 
ständigenrates entsprechende Politik der kontrollierten 
Expansion auch ohne „automatisch" außenwirtschaftliche 
Absicherung gewagt werden. In der nächsten Zukunft dürfte 
die Gefahr relativ gering sein, daß die interne Preisstabili- 
tät von außen in Frage gestellt wird. Sollte sich 1968 den- 
noch eine ernste Gefahr für die Preisstabilität durch außen- 
wirschaftliche Einflüsse anbahnen, so werden Entscheidun- 
gen entsprechend den dann herrschenden Umständen zu 
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treffen sein. Im Einklang mit dem Sachverständigenrat 
wird auf keinen Fall an Restriktionen des Zahlungsver- 
kehrs (Abwehr von Devisenzuflüssen) gedacht.* 

15. Die Gegebenheiten und sachlichen Notwendigkeiten unse- 
rer freiheitlich geordneten Wirtschaft und Gesellschaft von 
heute und morgen haben zur Konsequenz, daß die wirt- 
schaftspolitischen Ziele nicht mehr allein durch staatliche 
Maßnahmen gleichzeitig verwirklicht werden können. Ge- 
rade in einem marktwirtschaftlichen System muß die not- 
wendige staatliche Globalsteuerung durch die verantwor- 
tungsbewußte Mitarbeit der wirtschaflichen und sozialen 
Gruppen unterstützt und ergänzt werden. Der Spielraum 
für ein optimales Wachstum und damit für die mögliche 
Erhöhung der Realeinkommen wird also auch vom Ver- 
halten der Mitglieder und Gruppen einer mündigen Gesell- 
schaft bestimmt. Die Bundesregierung sieht ihre politische 
Führungs- und Entscheidungsaufgabe zugleich als Pflicht zu 
politischem Vorangehen und Handeln an. In diesem Sinne 
hat sie dem Deutschen Bundestag ihre Wirtschafts- und 
Finanzprogramme vorgelegt. Sie richtet sich damit nicht an 
andere, sondern in erster Linie an sich selbst und an die 
übrigen staatlichen Stellen. Sie hofft, damit eine Grundlage 
dafür zu schaffen, daß alle wirtschaftlichen und sozialen 
Gruppen, insbesondere die Unternehmerverbände und Ge- 
werkschaften, freiwillig und gemeinsam an einem wirt- 
schaftlichen Wachstum nach Maß mitwirken können. Die 
Bundesregierung weiß, daß dazu die laufende Informa- 
tion über die Wirtschaftsentwicklung und ihre Gesamt- 
zusammenhänge notwendig ist. Der Beitrag des Sachver- 
ständigenrates ist dabei für die Bundesregierung eine stets 
willkommene und wertvolle Hilfe. 
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